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RICHTLINIE 2002/73/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 23. September 2002

zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur

Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 141 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3)
aufgrund des vom Vermittlungsausschuss am 19. April 2002
gebilligten gemeinsamen Entwurfs,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union
beruht die Europäische Union auf den Grundsätzen der
Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit;
diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam.
Ferner achtet die Union nach Artikel 6 die Grundrechte,
wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet
sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungs-
überlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben.

(2) Die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und der
Schutz vor Diskriminierung ist ein allgemeines
Menschenrecht; dieses Recht wurde in der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte, im VN-Übereinkommen
zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung von
Frauen, im Internationalen Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Rassendiskriminierung, im Interna-
tionalen Pakt der VN über bürgerliche und politische
Rechte, im Internationalen Pakt der VN über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte sowie in der Konven-
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten anerkannt, die von allen Mitgliedstaaten unter-
zeichnet wurden.

(3) Diese Richtlinie achtet die Grundrechte und entspricht
den insbesondere mit der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union anerkannten Grundsätzen.

(4) Die Gleichstellung von Männern und Frauen stellt nach
Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 2 des EG-Vertrags sowie
nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ein grundle-
gendes Prinzip dar. In diesen Vertragsbestimmungen

wird die Gleichstellung von Männern und Frauen als
Aufgabe und Ziel der Gemeinschaft bezeichnet, und es
wird eine positive Verpflichtung begründet, sie bei allen
Tätigkeiten der Gemeinschaft zu fördern.

(5) Artikel 141 des Vertrags, insbesondere Absatz 3, stellt
speziell auf die Chancengleichheit und die Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäfti-
gungsfragen ab.

(6) In der Richtlinie 76/207/EWG des Rates (4) werden die
Begriffe der unmittelbaren und der mittelbaren Diskrimi-
nierung nicht definiert. Der Rat hat auf der Grundlage
von Artikel 13 des Vertrags die Richtlinie 2000/43/EG
vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der
ethnischen Herkunft (5) und die Richtlinie 2000/78/EG
vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allge-
meinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe-
handlung in Beschäftigung und Beruf (6) angenommen,
in denen die Begriffe der unmittelbaren und der mittel-
baren Diskriminierung definiert werden. Daher ist es
angezeigt, Begriffsbestimmungen in Bezug auf das
Geschlecht aufzunehmen, die mit diesen Richtlinien
übereinstimmen.

(7) Diese Richtlinie berührt nicht die Vereinigungsfreiheit
einschließlich des Rechts jeder Person, zum Schutz ihrer
Interessen Gewerkschaften zu gründen und Gewerk-
schaften beizutreten. Maßnahmen im Sinne von Artikel
141 Absatz 4 des Vertrags können die Mitgliedschaft in
oder die Fortsetzung der Tätigkeit von Organisationen
und Gewerkschaften einschließen, deren Hauptziel es ist,
dem Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen in der Praxis Geltung zu verschaffen.

(8) Die Belästigung einer Person aufgrund ihres Geschlechts
und die sexuelle Belästigung stellen einen Verstoß gegen
den Grundsatz der Gleichbehandlung von Frauen und
Männern dar; daher sollten diese Begriffe bestimmt und
die betreffenden Formen der Diskriminierung verboten
werden. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass diese
Formen der Diskriminierung nicht nur am Arbeitsplatz
vorkommen, sondern auch im Zusammenhang mit dem
Zugang zur Beschäftigung und zur beruflichen Ausbil-
dung sowie während der Beschäftigung und der Berufs-
tätigkeit.

(9) In diesem Zusammenhang sollten die Arbeitgeber und
die für Berufsbildung zuständigen Personen ersucht
werden, Maßnahmen zu ergreifen, um im Einklang mit

(1) ABl. C 337 E vom 28.11.2000, S. 204, undABl. C 270 E vom
25.9.2001, S. 9.

(2) ABl. C 123 vom 25.4.2001, S. 81.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 31. Mai 2001

(ABl. C 47 vom 21.2.2002, S. 19), Gemeinsamer Standpunkt des
Rates vom 23. Juli 2001 (ABl. C 307 vom 31.10.2001, S. 5)
und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 24. Oktober
2001 (ABl. C 112 E vom 9.5.2002, S. 14). Beschluss des Europä-
ischen Parlaments vom 12. Juni 2002 und Beschluss des Rates
vom 13. Juni 2002.

(4) ABl. L 39 vom 14.2.1976, S. 40.
(5) ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22.
(6) ABl. L 303 vom 2.12.2000, S. 16.
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den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogen-
heiten gegen alle Formen der sexuellen Diskriminierung
vorzugehen und insbesondere präventive Maßnahmen
zur Bekämpfung der Belästigung und der sexuellen
Belästigung am Arbeitsplatz zu treffen.

(10) Die Beurteilung von Sachverhalten, die auf eine unmit-
telbare oder mittelbare Diskriminierung schließen lassen,
obliegt den einzelstaatlichen gerichtlichen Instanzen
oder anderen zuständigen Stellen nach den nationalen
Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten. In diesen
einzelstaatlichen Vorschriften kann insbesondere vorge-
sehen sein, dass eine mittelbare Diskriminierung mit
allen Mitteln einschließlich statistischer Beweise festge-
stellt werden kann. Nach der Rechtsprechung des
Gerichtshofs (1) liegt eine Diskriminierung vor, wenn
unterschiedliche Vorschriften auf gleiche Sachverhalte
angewandt werden oder wenn dieselbe Vorschrift auf
ungleiche Sachverhalte angewandt wird.

(11) Die beruflichen Tätigkeiten, die die Mitgliedstaaten vom
Anwendungsbereich der Richtlinie 76/207/EWG
ausschließen können, sollten auf die Fälle beschränkt
werden, in denen die Beschäftigung einer Person eines
bestimmten Geschlechts aufgrund der Art der betref-
fenden speziellen Tätigkeit erforderlich ist, sofern damit
ein legitimes Ziel verfolgt und dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit, wie er sich aus der Rechtsprechung
des Gerichtshofs ergibt (2), entsprochen wird.

(12) Der Gerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung aner-
kannt, dass der Schutz der körperlichen Verfassung der
Frau während und nach einer Schwangerschaft ein legi-
times, dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht entgegen-
stehendes Ziel ist. Er hat ferner in ständiger Rechtspre-
chung befunden, dass die Schlechterstellung von Frauen
im Zusammenhang mit Schwangerschaft oder Mutter-
schaft eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts darstellt. Die vorliegende Richtlinie lässt
somit die Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19.
Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöch-
nerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeits-
platz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16
Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (3), mit der die
physische und psychische Verfassung von Schwangeren,
Wöchnerinnen und stillenden Frauen geschützt werden
soll, unberührt. In den Erwägungsgründen jener Richt-
linie heißt es, dass der Schutz der Sicherheit und der
Gesundheit von schwangeren Arbeitnehmerinnen,
Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen
Frauen auf dem Arbeitsmarkt nicht benachteiligen und
die Richtlinien zur Gleichbehandlung von Männern und
Frauen nicht beeinträchtigen sollte. Der Gerichtshof hat
den Schutz der Rechte der Frauen im Bereich der
Beschäftigung anerkannt, insbesondere den Anspruch
auf Rückkehr an ihren früheren Arbeitsplatz oder einen
gleichwertigen Arbeitsplatz unter Bedingungen, die für
sie nicht weniger günstig sind, sowie darauf, dass ihnen
alle Verbesserungen der Arbeitsbedingungen zugute

kommen, auf die sie während ihrer Abwesenheit
Anspruch gehabt hätten.

(13) In der Entschließung des Rates und der im Rat Verei-
nigten Minister für Beschäftigung und Sozialpolitik vom
29. Juni 2000 über eine ausgewogene Teilhabe von
Frauen und Männern am Berufs- und Familienleben (4)
wurden die Mitgliedstaaten ermutigt, die Möglichkeit zu
prüfen, in ihrer jeweiligen Rechtsordnung männlichen
Arbeitnehmern unter Wahrung ihrer bestehenden
arbeitsbezogenen Rechte ein individuelles, nicht über-
tragbares Recht auf Vaterschaftsurlaub zuzuerkennen. In
diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass es den
Mitgliedstaaten obliegt zu bestimmen, ob sie dieses
Recht zuerkennen oder nicht, und die etwaigen Bedin-
gungen — außer der Entlassung und der Wiederauf-
nahme der Arbeit — festzulegen, die nicht in den
Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen.

(14) Die Mitgliedstaaten können gemäß Artikel 141 Absatz 4
des Vertrags zur Erleichterung der Berufstätigkeit des
unterrepräsentierten Geschlechts oder zur Verhinderung
bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen in der beruf-
lichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen beibehalten
oder beschließen. In Anbetracht der aktuellen Situation
und unter Berücksichtigung der Erklärung 28 zum
Vertrag von Amsterdam sollten die Mitgliedstaaten in
erster Linie eine Verbesserung der Lage der Frauen im
Arbeitsleben anstreben.

(15) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehal-
tung oder dem Erlass von Maßnahmen entgegenstehen,
mit denen bezweckt wird, Benachteiligungen von
Personen eines Geschlechts zu verhindern oder auszu-
gleichen. Diese Maßnahmen lassen die Einrichtung und
Beibehaltung von Organisationen von Personen
desselben Geschlechts zu, wenn deren Zweck hauptsäch-
lich darin besteht, die besonderen Bedürfnisse dieser
Personen zu berücksichtigen und die Gleichstellung von
Männern und Frauen zu fördern.

(16) Der Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und
Frauen ist in Artikel 141 des Vertrags und in der Richt-
linie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen
Entgelts für Männer und Frauen (5) bereits fest verankert
und wird vom Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung
bestätigt; dieser Grundsatz ist ein wesentlicher und uner-
lässlicher Bestandteil des gemeinschaftlichen Besitz-
standes im Bereich der Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts.

(17) Der Gerichtshof hat entschieden, dass in Anbetracht des
grundlegenden Charakters des Anspruchs auf einen
effektiven gerichtlichen Rechtsschutz die Arbeitnehmer
diesen Schutz selbst noch nach Beendigung des Beschäf-
tigungsverhältnisses genießen müssen (6). Ein Arbeit-
nehmer, der eine Person, die nach dieser Richtlinie
Schutz genießt, verteidigt oder für ihn als Zeuge aussagt,
sollte denselben Schutz genießen.(1) Rechtssache C-394/96 (Brown), Slg. 1998, I-4185, und Rechts-

sache C-342/93 (Gillespie), Slg. 1996, I-475.
(2) Rechtssache C-222/84 (Johnston), Slg. 1986, S. 1651, Rechts-

sache C-273/97 (Sirdar), Slg. 1999, I-7403, und Rechtssache C-
285/98 (Kreil), Slg. 2000, I-69.

(4) ABl. C 218 vom 31.7.2000, S. 5.
(5) ABl. L 45 vom 19.2.1975, S. 19.

(3) ABl. L 348 vom 28.11.1992, S. 1. (6) Rechtssache C-185/97, (Coote), Slg. 1998, I-5199.
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(18) Der Gerichtshof hat entschieden, dass der Gleichbehand-
lungsgrundsatz nur dann als tatsächlich verwirklicht
angesehen werden kann, wenn bei Verstößen gegen
diesen Grundsatz den Arbeitnehmern, die Opfer einer
Diskriminierung wurden, eine dem erlittenen Schaden
angemessene Entschädigung zuerkannt wird. Er hat
ferner entschieden, dass eine im Voraus festgelegte
Höchstgrenze einer wirksamen Entschädigung entgegen-
stehen kann und die Gewährung von Zinsen zum
Ausgleich des entstandenen Schadens nicht ausge-
schlossen werden darf (1).

(19) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs sind einzel-
staatliche Vorschriften betreffend die Fristen für die
Rechtsverfolgung zulässig, sofern sie für derartige Klagen
nicht ungünstiger sind als für gleichartige Klagen, die das
innerstaatliche Recht betreffen, und sofern sie die
Ausübung der durch das Gemeinschaftsrecht gewährten
Rechte nicht praktisch unmöglich machen.

(20) Opfer von Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts
sollten über einen angemessenen Rechtsschutz verfügen.
Um einen effektiveren Schutz zu gewährleisten, sollte
auch die Möglichkeit bestehen, dass sich Verbände,
Organisationen und andere juristische Personen unbe-
schadet der nationalen Verfahrensregeln bezüglich der
Vertretung und Verteidigung vor Gericht bei einem
entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaaten im Namen
eines Opfers oder zu seiner Unterstützung an einem
Verfahren beteiligen.

(21) Die Mitgliedstaaten sollten den Dialog zwischen den
Sozialpartnern und — im Rahmen der einzelstaatlichen
Praxis — mit den Nichtregierungsorganisationen
fördern, mit dem Ziel, gegen die verschiedenen Formen
von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts am
Arbeitsplatz anzugehen und diese zu bekämpfen.

(22) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhältnismäßige
und abschreckende Sanktionen festlegen, die bei einer
Verletzung der aus der Richtlinie 76/207/EWG erwach-
senden Verpflichtungen zu verhängen sind.

(23) Im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niederge-
legten Grundsatz der Subsidiarität können die Ziele der
in Betracht gezogenen Maßnahme auf der Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; sie
können daher besser auf Gemeinschaftsebene verwirk-
licht werden. Im Einklang mit dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese
Richtlinie nicht über das hierfür erforderliche Maß
hinaus.

(24) Die Richtlinie 76/207/EWG sollte daher entsprechend
geändert werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 76/207/EWG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 wird folgender Absatz eingefügt:

„(1a) Die Mitgliedstaaten berücksichtigen aktiv das Ziel
der Gleichstellung von Frauen und Männern bei der Formu-
lierung und Umsetzung der Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften, Politiken und Tätigkeiten in den in Absatz 1
genannten Bereichen.“

2. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

(1) Der Grundsatz der Gleichbehandlung im Sinne der
nachstehenden Bestimmungen beinhaltet, dass keine unmit-
telbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts — insbesondere unter Bezugnahme auf den
Ehe- oder Familienstand — erfolgen darf.

(2) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

— ‚unmittelbare Diskriminierung‘: wenn eine Person
aufgrund ihres Geschlechts in einer vergleichbaren Situa-
tion eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine
andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde;

— ‚mittelbare Diskriminierung‘: wenn dem Anschein nach
neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen,
die einem Geschlecht angehören, in besonderer Weise
gegenüber Personen des anderen Geschlechts benachtei-
ligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften,
Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges
Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Errei-
chung dieses Ziels angemessen und erforderlich;

— ‚Belästigung‘: wenn unerwünschte geschlechtsbezogene
Verhaltensweisen gegenüber einer Person erfolgen, die
bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betref-
fenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen,
Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder
Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird;

— ‚sexuelle Belästigung‘: jede Form von unerwünschtem
Verhalten sexueller Natur, das sich in unerwünschter
verbaler, nicht-verbaler oder physischer Form äußert
und das bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der
betreffenden Person verletzt wird, insbesondere wenn
ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-
gungen, Entwürdigungen und Beleidigungen gekenn-
zeichnetes Umfeld geschaffen wird.

(3) Belästigung und sexuelle Belästigung im Sinne dieser
Richtlinie gelten als Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts und sind daher verboten.

Die Zurückweisung oder Duldung solcher Verhaltensweisen
durch die betreffende Person darf nicht als Grundlage für
eine Entscheidung herangezogen werden, die diese Person
berührt.

(4) Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person
aufgrund des Geschlechts gilt als Diskriminierung im Sinne
dieser Richtlinie.

(5) Die Mitgliedstaaten ersuchen in Einklang mit ihren
nationalen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen oder tarifli-
chen Praktiken die Arbeitgeber und die für Berufsbildung
zuständigen Personen, Maßnahmen zu ergreifen, um allen
Formen der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und
insbesondere Belästigung und sexueller Belästigung am
Arbeitsplatz vorzubeugen.

(1) Rechtssache C-180/95 (Draehmpaehl), Slg. 1997, I-2195. Rechts-
sache C-271/95 (Marshall), Slg. 1993, I-4367.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 5.10.2002L 269/18

(6) Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf den
Zugang zur Beschäftigung einschließlich der zu diesem
Zweck erfolgenden Berufsbildung vorsehen, dass eine
Ungleichbehandlung wegen eines geschlechtsbezogenen
Merkmals keine Diskriminierung darstellt, wenn das betref-
fende Merkmal aufgrund der Art einer bestimmten berufli-
chen Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine
wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung
darstellt, sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck und
eine angemessene Anforderung handelt.

(7) Diese Richtlinie steht nicht den Vorschriften zum
Schutz der Frau, insbesondere bei Schwangerschaft und
Mutterschaft, entgegen.

Frauen im Mutterschaftsurlaub haben nach Ablauf des
Mutterschaftsurlaubs Anspruch darauf, an ihren früheren
Arbeitsplatz oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz unter
Bedingungen, die für sie nicht weniger günstig sind, zurück-
zukehren, und darauf, dass ihnen auch alle Verbesserungen
der Arbeitsbedingungen, auf die sie während ihrer Abwesen-
heit Anspruch gehabt hätten, zugute kommen.

Die ungünstigere Behandlung einer Frau im Zusammenhang
mit Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaub im Sinne der
Richtlinie 92/85/EWG gilt als Diskriminierung im Sinne
dieser Richtlinie.

Diese Richtlinie berührt nicht die Bestimmungen der Richt-
linie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von
UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung
über Elternurlaub (*) und der Richtlinie 92/85/EWG des
Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen,
Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am
Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (**). Sie lässt
ferner das Recht der Mitgliedstaaten unberührt, eigene
Rechte auf Vaterschaftsurlaub und/oder Adoptionsurlaub
anzuerkennen. Die Mitgliedstaaten, die derartige Rechte
anerkennen, treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen vor Entlassung
infolge der Inanspruchnahme dieser Rechte zu schützen,
und gewährleisten, dass sie nach Ablauf des Urlaubs
Anspruch darauf haben, an ihren früheren Arbeitsplatz oder
einen gleichwertigen Arbeitsplatz zurückzukehren, und
zwar unter Bedingungen, die für sie nicht weniger günstig
sind, und darauf, dass ihnen auch alle Verbesserungen der
Arbeitsbedingungen, auf die sie während ihrer Abwesenheit
Anspruch gehabt hätten, zugute kommen.

(8) Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf die
Gewährleistung der vollen Gleichstellung von Männern und
Frauen Maßnahmen im Sinne von Artikel 141 Absatz 4 des
Vertrags beibehalten oder beschließen.

(*) ABl. L 145 vom 19.6.1996, S. 4.
(**) ABl. L 348 vom 28.11.1992, S. 1.“

3. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3

(1) Die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung bedeutet, dass es im öffentlichen und privaten
Bereich einschließlich öffentlicher Stellen in Bezug auf

folgende Punkte keinerlei unmittelbare oder mittelbare
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts geben darf:

a) die Bedingungen — einschließlich Auswahlkriterien
und Einstellungsbedingungen — für den Zugang zu
unselbständiger oder selbständiger Erwerbstätigkeit,
unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position
einschließlich des beruflichen Aufstiegs;

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der
Berufsberatung, der Berufsausbildung, der beruflichen
Weiterbildung und der Umschulung einschließlich der
praktischen Berufserfahrung;

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließ-
lich der Entlassungsbedingungen sowie das Arbeitsent-
gelt nach Maßgabe der Richtlinie 75/117/EWG;

d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeit-
nehmer- oder Arbeitgeberorganisation oder einer Orga-
nisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufs-
gruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme
der Leistungen solcher Organisationen.

(2) Zu diesem Zweck treffen die Mitgliedstaaten die
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass

a) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die dem
Gleichbehandlungsgrundsatz zuwiderlaufen, aufgehoben
werden;

b) die mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zu
vereinbarenden Bestimmungen in Arbeits- und Tarif-
verträgen, Betriebsordnungen und Statuten der freien
Berufe und der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani-
sationen nichtig sind, für nichtig erklärt werden
können oder geändert werden.“

4. Die Artikel 4 und 5 werden gestrichen.

5. Artikel 6 erhält folgende Fassung:

„Artikel 6

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle
Personen, die sich durch die Nichtanwendung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes in ihren Rechten für verletzt
halten, ihre Ansprüche aus dieser Richtlinie auf dem
Gerichts- und/oder Verwaltungsweg sowie, wenn die
Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, in Schlichtungsver-
fahren geltend machen können, selbst wenn das
Verhältnis, während dessen die Diskriminierung vorge-
kommen sein soll, bereits beendet ist.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer natio-
nalen Rechtsordnung die erforderlichen Maßnahmen um
sicherzustellen, dass der einer Person durch eine Diskrimi-
nierung in Form eines Verstoßes gegen Artikel 3 entstan-
dene Schaden — je nach den Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten — tatsächlich und wirksam ausgeglichen
oder ersetzt wird, wobei dies auf eine abschreckende und
dem erlittenen Schaden angemessene Art und Weise
geschehen muss; dabei darf ein solcher Ausgleich oder
eine solche Entschädigung nur in den Fällen durch eine
im Voraus festgelegte Höchstgrenze begrenzt werden, in
denen der Arbeitgeber nachweisen kann, dass der einem/
einer Bewerber/in durch die Diskriminierung im Sinne
dieser Richtlinie entstandene Schaden allein darin besteht,
dass die Berücksichtigung seiner/ihrer Bewerbung verwei-
gert wird.
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(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verbände,
Organisationen oder andere juristische Personen, die
gemäß den in ihrem einzelstaatlichen Recht festgelegten
Kriterien ein rechtmäßiges Interesse daran haben, für die
Einhaltung der Bestimmungen dieser Richtlinie zu sorgen,
sich entweder im Namen der beschwerten Person oder zu
deren Unterstützung und mit deren Einwilligung an den
in dieser Richtlinie zur Durchsetzung der Ansprüche
vorgesehenen Gerichts- und/oder Verwaltungsverfahren
beteiligen können.

(4) Die Absätze 1 und 3 lassen einzelstaatliche Rege-
lungen über Fristen für die Rechtsverfolgung betreffend
den Grundsatz der Gleichbehandlung unberührt.“

6. Artikel 7 erhält folgende Fassung:

„Artikel 7

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen
Rechtsordnung die erforderlichen Maßnahmen, um die
Arbeitnehmer sowie die aufgrund der innerstaatlichen
Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten vorgesehenen
Arbeitnehmervertreter vor Entlassung oder anderen
Benachteiligungen durch den Arbeitgeber zu schützen, die
als Reaktion auf eine Beschwerde innerhalb des betref-
fenden Unternehmens oder auf die Einleitung eines
Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes erfolgen.“

7. Die folgenden Artikel werden eingefügt:

„Artikel 8a

(1) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine oder mehrere
Stellen, deren Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung
der Gleichbehandlung aller Personen ohne Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts zu fördern, zu analysieren,
zu beobachten und zu unterstützen. Diese Stellen können
Teil von Einrichtungen sein, die auf nationaler Ebene für
den Schutz der Menschenrechte oder der Rechte des
Einzelnen zuständig sind.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es zu den
Zuständigkeiten dieser Stellen gehört,

a) unbeschadet der Rechte der Opfer und der Verbände,
der Organisationen oder anderer juristischer Personen
nach Artikel 6 Absatz 3 die Opfer von Diskriminie-
rungen auf unabhängige Weise dabei zu unterstützen,
ihrer Beschwerde wegen Diskriminierung nachzugehen;

b) unabhängige Untersuchungen zum Thema der Diskri-
minierung durchzuführen;

c) unabhängige Berichte zu veröffentlichen und Empfeh-
lungen zu allen Aspekten vorzulegen, die mit diesen
Diskriminierungen in Zusammenhang stehen.

Artikel 8b

(1) Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den
nationalen Gepflogenheiten und Verfahren geeignete
Maßnahmen zur Förderung des sozialen Dialogs zwischen
den Sozialpartnern mit dem Ziel, die Verwirklichung der
Gleichbehandlung, unter anderem durch Überwachung der
betrieblichen Praxis, durch Tarifverträge, Verhaltensko-
dizes, Forschungsarbeiten oder durch einen Austausch
von Erfahrungen und bewährten Verfahren, voranzu-
bringen.

(2) Soweit mit den nationalen Gepflogenheiten und
Verfahren vereinbar, ersuchen die Mitgliedstaaten die Sozi-
alpartner ohne Eingriff in deren Autonomie, die Gleich-
stellung von Männern und Frauen zu fördern und auf
geeigneter Ebene Antidiskriminierungsvereinbarungen zu
schließen, die die in Artikel 1 genannten Bereiche
betreffen, soweit diese in den Verantwortungsbereich der
Tarifparteien fallen. Die Vereinbarungen müssen den in
dieser Richtlinie festgelegten Mindestanforderungen sowie
den einschlägigen nationalen Durchführungsbestimmungen
entsprechen.

(3) Die Mitgliedstaaten ersuchen in Übereinstimmung
mit den nationalen Gesetzen, Tarifverträgen oder Gepflo-
genheiten die Arbeitgeber, die Gleichbehandlung von
Frauen und Männern am Arbeitsplatz in geplanter und
systematischer Weise zu fördern.

(4) Zu diesem Zweck sollten die Arbeitgeber ersucht
werden, den Arbeitnehmern und/oder den Arbeitnehmer-
vertretern in regelmäßigen angemessenen Abständen
Informationen über die Gleichbehandlung von Frauen und
Männern in ihrem Betrieb zu geben.

Diese Informationen können Statistiken über den Anteil
von Frauen und Männern auf den unterschiedlichen
Ebenen des Betriebs sowie mögliche Maßnahmen zur
Verbesserung der Situation in Zusammenarbeit mit den
Arbeitnehmervertretern enthalten.

Artikel 8c

Die Mitgliedstaaten fördern den Dialog mit den jeweiligen
Nichtregierungsorganisationen, die gemäß den einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ein recht-
mäßiges Interesse daran haben, sich an der Bekämpfung
von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu betei-
ligen, um die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung zu fördern.

Artikel 8d

Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für die Sanktionen
fest, die bei einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen
Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie zu
verhängen sind, und treffen alle erforderlichen
Maßnahmen, um deren Anwendung zu gewährleisten.

Die Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen an die
Opfer umfassen können, müssen wirksam, verhältnis-
mäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen
diese Vorschriften der Kommission spätestens am 5.
Oktober 2005 mit und unterrichten sie unverzüglich über
alle späteren Änderungen dieser Vorschriften.

Artikel 8e

(1) Die Mitgliedstaaten können Vorschriften einführen
oder beibehalten, die im Hinblick auf die Wahrung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes günstiger als die in dieser
Richtlinie vorgesehenen Vorschriften sind.

(2) Die Umsetzung dieser Richtlinie darf keinesfalls als
Rechtfertigung für eine Absenkung des von den Mitglied-
staaten bereits garantierten Schutzniveaus in Bezug auf
Diskriminierungen in den von der Richtlinie abgedeckten
Bereichen benutzt werden.“
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Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie spätestens am 5. Oktober 2005 nachzukommen,
oder stellen spätestens bis zu diesem Zeitpunkt sicher, dass
die Sozialpartner im Wege einer Vereinbarung die erforderli-
chen Bestimmungen einführen. Die Mitgliedstaaten treffen
alle notwendigen Maßnahmen, um jederzeit gewährleisten zu
können, dass die durch die Richtlinie vorgeschriebenen
Ergebnisse erzielt werden. Sie setzen die Kommission unver-
züglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug.
Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser
Richtlinie übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission
alle Informationen, die diese benötigt, um einen Bericht an
das Europäische Parlament und den Rat über die Anwendung
der Richtlinie zu erstellen.

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 übermitteln die Mitglied-
staaten der Kommission alle vier Jahre den Wortlaut der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Maßnahmen nach

Artikel 141 Absatz 4 des Vertrags sowie Berichte über diese
Maßnahmen und deren Umsetzung. Auf der Grundlage dieser
Informationen verabschiedet und veröffentlicht die Kommis-
sion alle vier Jahre einen Bericht, der eine vergleichende
Bewertung solcher Maßnahmen unter Berücksichtigung der
Erklärung Nr. 28 in der Schlussakte des Vertrags von
Amsterdam enthält.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 23. September 2002.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident

P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. FISCHER BOEL


